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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage in Ägypten
(2013/2697(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu Ägypten, insbesondere seine 
Entschließung vom 14. März 20131,

– unter Hinweis auf die Erklärung der Hohen Vertreterin Catherine Ashton vom 28. Juni 
2013 zu den geplanten Demonstrationen in Ägypten,

– unter Hinweis auf die Erklärung seines Präsidenten vom 5. Juni 2013 zur Verurteilung 
von 43 NRO-Mitarbeitern in Ägypten,

– unter Hinweis auf die von der Hohen Vertreterin Catherine Ashton und 
Kommissionsmitglied Füle am 5. Juni 2013 abgegebene gemeinsame Erklärung über die 
gegen ägyptische NRO verhängten Urteile,

– unter Hinweis auf das Assoziationsabkommen zwischen der Europäischen Union und 
Ägypten und den 2007 von der EU und Ägypten vereinbarten ENP-Aktionsplan,

– unter Hinweis auf den Bericht des Europäischen Rechnungshofs vom 18. Juni 2013 über 
die Zusammenarbeit der EU mit Ägypten im Bereich der verantwortungsvollen 
Staatsführung,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme der Hochkommissarin der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte vom 8. Mai 2013 und die Erklärung des Generalsekretärs der Vereinten 
Nationen vom 5. Juni 2013 zum Gesetzesentwurf für die Zivilgesellschaft,

– unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, den 
Ägypten im Jahr 1982 ratifiziert hat,

– unter Hinweis auf die acht Kernübereinkommen der IAO, die Ägypten ratifiziert hat,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass Ägypten ein wichtiger Partner der EU im südlichen 
Mittelmeerraum ist; in der Erwägung, dass die politische, wirtschaftliche, kulturelle und 
gesellschaftliche Entwicklung in Ägypten erhebliche Auswirkungen auf die gesamte 
Region und darüber hinaus hat; in der Erwägung, dass Ägypten nach der Revolution, die 
dem autoritären Regime von Hosni Mubarak ein Ende gesetzt hat, nunmehr eine 
schwierige Umbruchphase durchlebt;

B. in der Erwägung, dass sich am 30. Juni 2013, ein Jahr nach den Präsidentschaftswahlen in 
Ägypten, auf dem Tahrir-Platz und vor dem Präsidentenpalast in Kairo sowie in anderen 
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ägyptischen Städten Millionen Gegner von Präsident Mursi zusammengefunden und den 
Rücktritt des Präsidenten gefordert haben; in der Erwägung, dass die Rebellenbewegung 
Tamarud, die zu den Protesten aufgerufen hatte, einen Aufruf zum zivilen Ungehorsam 
angedroht hat, sollte Mursi den Rücktritt verweigern;

C. in der Erwägung, dass die Demonstranten die Zentrale der Muslimbruderschaft stürmten; 
in der Erwägung, dass bei den darauf folgenden Auseinandersetzungen viele Menschen 
verletzt wurden und 11 Personen ums Leben kamen;

D. in der Erwägung, dass Tamarud am Sonnabend verkündet hat, Aktivisten hätten zu einer 
Petition mit der Forderung, Präsident Mohammed Mursi das Vertrauen zu entziehen und 
vorgezogene Präsidentschaftswahlen abzuhalten, mehr als 22 Millionen Unterschriften 
gesammelt;

E. in der Erwägung, dass der Außenminister, der Minister für Tourismus, der 
Umweltminister, der Minister für Kommunikation und der Justizminister in einer Geste 
der Solidarität mit dem Volk, das den Sturz des Regimes fordert, ihren Rücktritt erklärt 
haben;

F. in der Erwägung, dass die ägyptische Armeeführung den Konfliktparteien 48 Stunden zur 
Lösung der politischen Krise gewährt und erklärt hat, sie werde einen eigenen 
Friedensplan vorlegen, wenn es dem islamistischen Präsidenten Mohammed Mursi und 
seinen Gegnern nicht gelingt, dem Willen des Volkes zu entsprechen;

G. in der Erwägung, dass 43 ägyptische und ausländische Mitarbeiter fünf internationaler 
NRO (des Freedom House, des Internationalen Republikanischen Instituts, des Nationalen 
Demokratischen Instituts, des International Centre for Journalists und der Konrad-
Adenauer-Stiftung) am 4. Juni 2013 aufgrund des Vorwurfs, nicht zugelassene 
Niederlassungen ihrer Organisationen zu betreiben, nicht genehmigte Forschungsprojekte, 
politische Schulungen, Studien und Workshops durchzuführen, politische Parteien und 
Gruppen zu schulen und illegale Mittel aus dem Ausland zu erhalten, vom Strafgericht 
Nord-Kairo zu Haftstrafen zwischen ein und fünf Jahren verurteilt wurden; in der 
Erwägung, dass das Gericht auch die Beschlagnahmung der Mittel und die Schließung der 
Niederlassungen dieser NRO in Ägypten anordnete; in der Erwägung, dass das Verfahren 
Ende 2011 unter der vom Militär geführten Vorgängerregierung eingeleitet worden war;

H. in der Erwägung, dass Präsident Mursi dem Schura-Rat am 29. Mai 2013 den Entwurf für 
ein neues Gesetz über Vereinigungen vorgelegt hat; in der Erwägung, dass dieser 
Gesetzesentwurf im In- und Ausland auf starke Kritik stieß, da er staatlichen Behörden 
ermöglicht, die Tätigkeiten zivilgesellschaftlicher Organisationen unmäßig und 
willkürlich zu beschränken, und demnach nicht mit den internationalen 
Menschenrechtsverpflichtungen Ägyptens vereinbar ist, dass die Konsultationen mit der 
Venedig-Kommission des Europarats darin jedoch gebilligt werden;

I. in der Erwägung, dass eine echte, unabhängige Zivilgesellschaft eine grundlegende 
Voraussetzung für die friedliche, inklusive politische und gesellschaftliche Umgestaltung 
des Landes ist;

J. in der Erwägung, dass körperliche Gewalt und Schikanen gegen Journalisten 
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zugenommen haben; in der Erwägung, dass unter dem Vorwurf der 
Präsidentenbeleidigung mehrere Verfahren gegen Journalisten und Blogger eingeleitet 
worden sind; in der Erwägung, dass die Zahl der Gerichtsverfahren wegen Blasphemie 
seit dem Amtsantritt von Präsident Mursi gestiegen ist;

K. in der Erwägung, dass nach dem derzeit vorliegenden Gesetzesentwurf über den Schutz 
des Rechts auf friedliche Kundgebungen in der Öffentlichkeit deutliche Einschränkungen 
des Rechts auf Versammlungsfreiheit vorgesehen sind;

L. in der Erwägung, dass die ägyptischen Frauen in der derzeitigen Umbruchphase besonders 
gefährdet sind; in der Erwägung, dass Demonstrantinnen oft Opfer von Gewalt, sexueller 
Belästigung und anderen Erniedrigungen sind, während Frauenrechtsaktivisten bedroht 
und schikaniert werden; in der Erwägung, dass Frauen, was die Teilhabe am politischen 
Leben betrifft, erhebliche Rückschläge erlitten haben;

M. in der Erwägung, dass regelmäßig von Einschränkungen des Rechts der Arbeitnehmer auf 
Gründung unabhängiger Gewerkschaften sowie von Vergeltungsmaßnahmen und 
Einschüchterungsversuchen bei Personen berichtet wird, die den Versuch unternehmen, 
sich gewerkschaftlich zu organisieren oder zum Streik aufzurufen; in der Erwägung, dass 
der Umstand, dass es keine unabhängigen Gewerkschaften gibt, denen Arbeitnehmer 
beitreten oder mit denen entsprechende Verhandlungen geführt werden können, zu 
erheblichen gesellschaftlichen Spannungen führt; in der Erwägung, dass die 
Aufsichtsorgane der IAO die ägyptischen Behörden wiederholt aufgefordert haben, dafür 
zu sorgen, dass die innerstaatlichen Rechtsvorschriften den Übereinkommen der IAO 
entsprechen, wozu auch gehört, dass das institutionalisierte Einheitsgewerkschaftssystem 
aufgehoben wird;

N. in der Erwägung, dass das am 22. November 2012 verabschiedete Gesetz zum Schutz der 
Revolution von ägyptischen NRO dafür kritisiert wird, im Hinblick auf die darin 
genannten Verbrechen zu unpräzise zu sein und die Rede-, Medien- und 
Versammlungsfreiheit in inakzeptabler Weise zu beschränken;

O. in der Erwägung, dass die Task Force EU-Ägypten hervorgehoben hat, dass sie sich für 
die Förderung und Achtung der Menschenrechte einsetzen werde; in der Erwägung, dass 
der Erfolg der Europäischen Nachbarschaftspolitik sowie der Erfolg der Reformen im 
Bereich der Menschenrechte vom Engagement der Zivilgesellschaft bei der Umsetzung 
der jeweiligen Maßnahmen abhängt;

P. in der Erwägung, dass die EU für Ägypten der wichtigste Wirtschaftspartner, die 
wichtigste Quelle für Auslandsinvestitionen und der wichtigste Partner in der 
Entwicklungszusammenarbeit ist; in der Erwägung, dass die Task Force EU-Ägypten für 
den Zeitraum 2012-2013 ein großes Hilfspaket im Umfang von 5 Mrd. Euro vereinbart 
hat;

Q. in der Erwägung, dass das Ausmaß und der Umfang der EU-Hilfe für Ägypten, die nach 
dem Arabischen Frühling im Einklang mit der neu gestalteten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik, insbesondere nach dem Konzept „Mehr für mehr“, geleistet wird, 
als Anreiz dient und von den Fortschritten abhängt, die das Land im Hinblick auf die 
Erfüllung seiner Zusagen in den Bereichen Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
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Menschenrechte und Gleichberechtigung erzielt;

R. in der Erwägung, dass der Europäische Rechnungshof im Juni 2013 zu dem Schluss 
gelangt ist, dass die Kommission und der EAD nicht in der Lage waren, für einen 
wirksamen Einsatz der EU-Hilfe zu sorgen, die zur Förderung einer verantwortungsvollen 
Staatsführung in Ägypten geleistet wurde;

1. ist äußerst besorgt über die politische Lage in Ägypten, die infolge der sich zuspitzenden, 
erbitterten Auseinandersetzungen der Parteien über die Unfähigkeit der amtierenden 
Regierung, ihre Versprechen zu erfüllen und die drängenden Probleme des Landes zu 
lösen, derzeit stark angespannt ist und die Instabilität des Landes in der bereits unsicheren, 
unberechenbaren Situation weiter verstärkt;

2. spricht den Angehörigen der getöteten Demonstranten sein Beileid aus und wünscht den 
vielen Verletzten baldige Genesung;

3. fordert die Konfliktparteien auf, verantwortungsbewusst zu handeln und auf Gewalt und 
Provokationen zu verzichten, da sie dazu führen könnten, dass das Volk bei der 
Wahrnehmung seines legitimen Rechts auf friedliche Demonstrationen und freie 
Meinungsäußerung beeinträchtigt oder an der Ausübung dieses Rechts gehindert wird;

4. ist besorgt über die politische Einmischung der ägyptischen Armeeführung, fordert die 
Militärführung auf, das Recht auf Versammlungsfreiheit und friedliche Demonstrationen 
uneingeschränkt zu achten und der Versuchung oder dem Anspruch zu widerstehen, die 
Geschäfte der zivilen Regierung zu beeinflussen oder zu übernehmen; fordert die 
Armeeführung auf, die notwendigen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass die Ägypter 
in Sicherheit demonstrieren können und vor allem Frauen, die bisher auf Demonstrationen 
Gewalt und sexuellen Übergriffen ausgesetzt waren, dabei nichts zu befürchten haben; 

5. erinnert Präsident Mursi und seine Regierung daran, dass die Diktatur der Mehrheit in 
demokratischen Systemen nicht vorgesehen ist, und bedauert die Unfähigkeit und die 
einseitige Herangehensweise des Präsidenten, durch die der Geist der Revolution von 
2011 aufs Spiel gesetzt und die Gesellschaft weiter polarisiert wurde, ohne dass die 
berechtigten Sorgen und Hoffnungen der demokratischen Kräfte der ägyptischen 
Gesellschaft berücksichtigt wurden;

6. hebt in diesem Zusammenhang hervor, dass dringend ein echter, ehrlicher, konstruktiver, 
inklusiver und offener nationaler Dialog der demokratischen Kräfte der Gesellschaft auf 
den Weg gebracht werden muss, damit die Voraussetzungen für die Entstehung stabiler 
und wirksam agierender demokratischer Institutionen geschaffen werden, die wirklich von 
allen in Anspruch genommen werden können und das Vertrauen der Menschen genießen;

7. bedauert die schwierige Lage von zivilgesellschaftlichen Organisationen und 
Menschenrechtsaktivisten in Ägypten, bekundet seine Solidarität mit NRO, die 
zunehmend von rechtlichen und administrativen Beschränkungen, Gewalt, 
Schmutzkampagnen, juristischen Schikanen und anderen, von den Behörden im Rahmen 
von Maßnahmen gegen zivilgesellschaftliche Organisationen (vor allem gegen 
Menschenrechtsorganisationen) verübten oder stillschweigend geduldeten Formen des 
Unrechts betroffen sind, und sichert diesen seine Unterstützung zu;
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8. hebt hervor, dass die andauernden Ausschreitungen gegen die Zivilgesellschaft in 
Ägypten vor dem alarmierenden Hintergrund einer sich weiter verschlechternden Lage der 
Menschenrechte und der Abkehr von dem seit Sturz des Mubarak-Regimes begonnenen 
Demokratisierungsprozess stattfinden;

9. verurteilt aufs Schärfste die richterliche Entscheidung des Kairoer Strafgerichts, das 
43 ägyptische und ausländische NRO-Mitarbeiter am 4. Juni 2013 zu Haftstrafen 
verurteilte und die Schließung der ägyptischen Niederlassungen der fünf ausländischen 
NRO sowie die Beschlagnahmung ihrer Mittel anordnete; ist der Auffassung, dass dieses 
politisch motivierte Urteil, mit dem die legitime Arbeit ausländischer Organisationen in 
Ägypten kriminalisiert wird, ein nicht hinnehmbarer Angriff auf die Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit in Ägypten und ein schwerer Schlag für die Bemühungen ist, die 
auf internationaler Ebene und durch die EU unternommen wurden, um das Land beim 
politischen Übergang zu unterstützen;

10. ist der Ansicht, dass die Ermittlungen und Gerichtsverfahren im Fall der „illegalen Mittel 
aus dem Ausland“ durch Verfahrensfehler und die Einmischung der Regierung 
beeinträchtigt wurden; fordert die ägyptischen Behörden auf, das Urteil aufzuheben, und 
ersucht den Präsidenten, von seiner Gnadenbefugnis Gebrauch zu machen; bekundet seine 
Solidarität mit den Verurteilten, die aus Ägypten fliehen und ihre Angehörigen bei der 
Flucht zurücklassen mussten;

11. ist besorgt, da Berichten zufolge weitere Ermittlungen in der Sache der Finanzierung 
ägyptischer NRO anstehen; ist darüber hinaus besorgt über Berichte, wonach der Polizei 
im Rahmen eines neuen Gesetzes über Kundgebungen weit reichende Rechte für den 
Einsatz von Gewalt zur Auflösung von Demonstrationen eingeräumt werden sollen;

12. fordert die ägyptischen Behörden auf, die Annahme des vorliegenden NRO-
Gesetzentwurfs zu verschieben, der es den staatlichen Behörden ermöglichen würde, die 
Gründung, Finanzierung, Tätigkeiten und internen Vorgänge bei bzw. von NRO unmäßig 
und willkürlich zu kontrollieren, und folglich eine ernsthafte Bedrohung für das 
Fortbestehen einer unabhängigen Zivilgesellschaft in Ägypten darstellen würde, und 
diesen Gesetzesentwurf ausgehend von den übrigen Empfehlungen der Venedig-
Kommission dahingehend zu überarbeiten, dass er den internationalen Normen entspricht;

13. ist besorgt über die zahlreichen Berichte über die Missachtung der Arbeitnehmerrechte in 
Ägypten; fordert die ägyptischen Behörden auf, Arbeitnehmern die Wahrnehmung ihres 
Rechts auf Versammlungsfreiheit und Ausübung gewerkschaftlicher Tätigkeiten zu 
ermöglichen und das nationale Recht im Einklang mit den Übereinkommen der IAO 
anzupassen, da Ägypten zu den Vertragsparteien dieser Übereinkommen gehört;

14. ist über die zunehmende Einschränkung des Rechts auf freie Meinungsäußerung alarmiert; 
bedauert, dass die Rechtsvorschriften, mit denen das Recht auf freie Meinungsäußerung 
eingeschränkt wird, noch immer nicht überarbeitet wurden und weiterhin regelmäßig zur 
Anwendung kommen, um kritische Stimmen zum Schweigen zu bringen und die Medien 
zurückzuhalten; fordert die ägyptischen Behörden auf, den Straftatbestand der 
Diffamierung der Religion fallen zu lassen und alle auf diesem Vorwurf beruhenden 
Urteile, auch im Fall des koptischen Lehrers Dimyana Obeid Abd Al Nour, zu überprüfen;
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15. fordert, dass alle Menschenrechtsaktivisten umgehend freigelassen und die betreffenden 
Verfahren überprüft werden, da es Berichten zufolge verfahrenstechnische Mängel 
gegeben hat;

16. ist bestürzt darüber, wie der Europäische Rechnungshof die Unterstützung, die die EU im 
Bereich der verantwortungsvollen Staatsführung und der Menschenrechte in Ägypten 
geleistet hat, bewertet, zumal unter anderem kritisiert wird, dass die EU nichts gegen die 
in Ägypten weit verbreitete Korruption unternommen habe; ist der Ansicht, dass bei den 
Maßnahmen der EU zugunsten anderer Drittländer, vor allem im Rahmen der 
Nachbarschaftspolitik, voraussichtlich ähnliche schwerwiegende Mängel auftreten; hebt 
hervor, dass aus dem Bericht des Rechnungshofs hervorgeht, dass die EU die 
Herangehensweise, auf die sie sich im Fall von autoritären Regimes und Ländern im 
Umbruch stützt, grundlegend überdenken muss – vor allem, was die Kohärenz und die 
Zusammenhänge zwischen politischem Dialog und Hilfeleistungen, die 
bedingungsmäßige Einforderung der Achtung der Menschenrechte, die Unterstützung der 
Zivilgesellschaft und die Politik der Budgethilfe betrifft; fordert den EAD und die 
Kommission auf, ihre Hilfsprogramme für Ägypten einer sehr gründlichen Überprüfung 
zu unterziehen und den Demokratisierungsprozess sowie Menschenrechtsaktivisten in 
Ägypten gestützt auf den genannten Bericht wirksam zu unterstützen; fordert den EAD 
und die Kommission auf, dem Parlament über die Maßnahmen zu berichten, die zur 
Umsetzung der Empfehlungen des Rechnungshofs getroffen wurden;

17. fordert den EAD, die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den ägyptischen Behörden 
unzweideutig zu verstehen zu geben, dass die negativen Entwicklungen, vor allem mit 
Blick auf die Zivilgesellschaft, für einen Wendepunkt in den Beziehungen zwischen der 
EU und Ägypten stehen; fordert den EAD und die Mitgliedstaaten auf, von den 
ägyptischen Behörden nachdrücklich zu verlangen, dass Aktivisten der Zivilgesellschaft 
und Journalisten nicht länger behelligt, unter Druck gesetzt, eingeschüchtert oder 
schikaniert werden; geht davon aus, dass die EU-Hilfen, die wirtschaftliche Integration 
und die anderen Vorzüge, die von der Task Force EU-Ägypten vorgesehen sind, nur 
gewährt werden, wenn – vor allem in den in der vorliegenden Entschließung genannten 
Bereichen – konkrete Fortschritte zu verzeichnen sind;

18. fordert die Mitgliedstaaten auf, den Gemeinsamen Standpunkt des Rates 2008/944/GASP, 
in dem die gemeinsamen Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und 
Militärgütern festgelegt sind, vor allem in Bezug auf Kriterium 2 (Achtung der 
Menschenrechte), bezüglich Ägypten strikt einzuhalten;

19. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, der 
Vizepräsidentin der Kommission/Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, den Parlamenten und Regierungen der Mitgliedstaaten sowie dem 
Präsidenten, der Regierung und dem Schura-Rat Ägyptens zu übermitteln.


